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Sich selbst und andere schützen: Das neue Infektionsschutzgesetz

Testpflicht für Pflegeheime 
Wir sind mitten drin in der vierten Corona-Welle, die fünfte steht schon vor der Tür. Das 

von den Ampel-Parteien überarbeitete Infektionsschutzgesetz sieht neue Regelungen zur 

Testpflicht für Pflegeheime vor. Was Sie als Heimleiter:in jetzt wissen müssen.

Von Julia Lückhoff

Darmstadt // Ab sofort dürfen Be­
sucher:innen Pflegeheime nur noch 
betreten, wenn sie getestet sind und 
einen Testnachweis mit sich füh­
ren, auch wenn sie einen 2-G-Nach­
weis mitführen. Gleiches gilt für 
Arbeitgeber:innen sowie Beschäftigte 
eines Pflegeheimes, wenn sie weder 
geimpft, noch genesen sind. Nötig ist 
ein maximal 24 Stunden alter Anti­
gen-Schnelltest, den ein der Corona­
virus-Testverordnung entsprechen­
der Leistungserbringer gemacht hat, 
wie etwa öffentliche Testzentren oder 
Arztpraxen. Möglich sind auch Tests 
in den Pflegeheimen durch eingewie­
senes Personal. PCR-Tests dürfen ma­
ximal 48 Stunden zurückliegen. Bei 
Arbeitgeber:innen sowie Beschäf­
tigten der Pflegeheime, die geimpft 
oder genesen sind, reichen Antigen-
Schnelltests zur Eigenanwendung 
ohne Überwachung aus. PCR-Tests 
müssen bei ihnen höchstens zwei­
mal wöchentlich wiederholt wer­
den. Wenn Arbeitgeber:innen und 
Beschäftigte unmittelbar vor der Ar­
beitsaufnahme Test- oder Impfange­
bote des Arbeitgebers wahrnehmen, 
dürfen sie das Pflegeheim betreten. 

Die Beschäftigten müssen über die 
neuen Zugangsregelungen in bar­
rierefreier Form informiert werden. 
Die Bewohner:innen der Pflegeheime 
gelten nicht als Besucher:innen. Das 
alles gilt zunächst bis zum 19. März 
2022. Eine Verlängerung um drei Mo­
nate ist möglich. 

Was verbindlich umzusetzen ist

Die Pflegeheime sind verpflichtet, ein 
einrichtungsbezogenes Testkonzept 
zu erstellen. Im Rahmen des Testkon­
zepts haben sie Testungen auf eine 
Infektion mit dem Coronavirus Sars-
CoV-2 für alle Beschäftigten sowie 
Besucher:innen anzubieten. Alle Ar­
beitgeber:innen sowie Heimleitun­
gen haben täglich zu überwachen 
und regelmäßig zu dokumentieren, 
dass ihre Mitarbeiter:innen und Be­
sucher:innen getestet sind. Ande­
renfalls handeln sie ordnungswidrig, 
was zu Bußgeldern bis zu 25 000 Euro 
führen kann. Alle Arbeitgeber:innen, 
jede Beschäftigte und jeder Beschäf­
tigte sowie sämtliche Besucher:innen 
der Pflegeheime müssen einen ent­
sprechenden Nachweis auf Ver­
langen vorlegen. Um ihre Pflichten 
erfüllen zu können, dürfen Arbeitge­

ber:innen sowie Heimleitungen zu 
diesem Zweck personenbezogene Da­
ten einschließlich Daten zum Impf-, 
Sero- und Teststatus in Bezug auf 
die Coronavirus-Krankheit-2019 (Co­
vid-19) verarbeiten. 

Die Pflegeheime sind weiter ver­
pflichtet, der durch ihr Bundesland be­
stimmten zuständigen Behörde zwei­
wöchentlich Angaben zu den bei den 
Beschäftigten, Besucher:innen so­
wie gegebenenfalls Bewohner:innen 
durchgeführten Testungen und zum 
Anteil der geimpften Beschäftigten 
und Bewohner:innen in anonymisier­
ter Form zu übermitteln. Die Heime 
dürfen zur Erfüllung ihrer Pflichten 
auch den Impf- und Teststatus ihrer 
Bewohner:innen erheben. 

Die erhobenen Daten zum Impf-, 
Sero- und Teststatus in Bezug auf Co­
vid-19 sind spätestens am Ende des 
sechsten Monats nach ihrer Erhe­
bung zu löschen.

Nachweise über die Beschaffung 
von Tests und Vereinbarungen mit 
Dritten über die Testung der Beschäf­
tigten haben Arbeitgeber:innen bis 
zum Ablauf des 19. März 2022 auf­
zubewahren.

Was wird refinanziert?

Hier gilt das Altbekannte. Die Corona­
virus-Testverordnung ist bisher nicht 
geändert worden, obwohl es zu mehr 

Tests kommen dürfte. Je Bewohner:in 
können 30  PoC-Antigen-Tests pro 
Monat beschafft werden. Sie können 
für die Bewohner:innen, die Mitar­
beiter:innen und die Besucher:innen 
verwendet werden. Die Erstattung 
von Aufwendungen im Zusammen­
hang mit der Beschaffung und Durch­
führung von Antigen-Tests ist bei den 
Pflegekassen zu beantragen.

Die Pflegeheime können die Sach­
kosten für die selbst beschafften PoC-
Antigen-Tests mit den Pflegekassen 
abrechnen. Die Beschaffungskosten 
dürfen pauschal in Höhe von 3,50 Euro 
brutto pro Test abgerechnet werden.

Zusätzlich angefallene Aufwen­
dungen im Zusammenhang mit der 
professionellen Durchführung der 
PoC-Antigen-Testungen durch Dritte 
(Durchführungsaufwendungen für 
„Schnelltests“), insbesondere Perso­
nalaufwendungen oder Aufwendun­
gen durch Fremdleistung, sind pau­
schal in Höhe von acht Euro brutto 
erstattungsfähig. Bei überwachten 
Antigen-Testungen zur Eigenanwen­

dung („Selbsttests“) sind pauschal 
fünf Euro je tatsächlich genutztem 
Test als Durchführungsaufwendung 
erstattungsfähig.

Aufwendungen für notwendige 
zusätzliche Schutzausrüstung bei der 
Durchführung der Testung können 
gegebenenfalls als Sachmittelmehr­
aufwand und Aufwendungen für er­
forderliches Ersatzpersonal als Perso­
nalmehraufwand im Rahmen des bis 
zum 31. März 2022 verlängerten Pfle­
gerettungsschirms geltend gemacht 
werden. 

Personeller und materieller  
Aufwand 

Die Pflegeheime müssen Tests sowie 
Mitarbeiter:innen einsetzen, die diese 
Tests beschaffen und durchführen. 
Außerdem sind Mitarbeiter:innen 
vorzuhalten, wenn andere Beschäf­
tigte ausfallen, weil sie nicht getestet 
sind oder keinen Nachweis vorlegen 
können. Das wird mit einem enormen 
Aufwand und auch außerordentli­
chen Kosten einhergehen. Diese sind 
aber in der Regel erstattungsfähig: Al­
les rund um die Tests pauschal nach 
der Corona-Testverordnung; Kosten 
für zusätzliche Schutzausrüstung 
oder Ersatzpersonal im Rahmen des 
Pflegerettungsschirms.

Fazit – jetzt gut kommunizieren

Es kommt wieder viel auf Sie als Heim­
leitungen zu. Aufgrund der aktuellen 
Lage scheint kein anderer Weg in Aus­
sicht. Eine gute Kommunikation mit 
Ihren Mitarbeiter:innen und sowohl 
den Besucher:innen, als auch Ihren 
Bewohner:innen ist jetzt wichtig. Um 
alte und kranke Menschen zu schüt­
zen und das Corona-Virus einzudäm­
men, sind erweiterte Testpflichten 
notwendig und nun von den Ampel-
Parteien umgesetzt worden. Ein frü­
heres und entschlosseneres Handeln 
der Politik insgesamt wäre nötig und 
hilfreich gewesen.
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Heime sind verpflichtet, einrichtungsbezogene Testkonzepte zu erstellen.
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Verband schlägt Alarm: 

Sachsen braucht mobile Impfteams
Leipzig // Weil sich in Sachsen das 
Boosterimpfen in Pflegeeinrichtun­
gen verzögert und Bewohnern vieler­
orts erst für Januar und Februar 2022 
in Aussicht gestellt wird, schlägt der 
bpa in Sachsen Alarm. 

„Die bereits dramatisch hohen 
Inzidenzen in Sachsen steigen weiter 
rasant und es ist nach wie vor nicht 
annähernd gelungen, allen Pflegeein­
richtungen Drittimpfungen anzubie­
ten und damit alle Pflegebedürftigen 
zu schützen. Die Gefahr von Impf­
durchbrüchen steigt erheblich“, warnt 
Igor Ratenberger, sächsischer Landes­
vorsitzender des Bundesverbands pri­
vater Anbieter sozialer Dienste (bpa). 
„Wir haben unnötig viel Zeit verlo­
ren, weil sich die Landesregierung, 
die sächsische Impfkommission und 
die Kassenärztliche Vereinigung die 
Verantwortung hin- und hergescho­

ben haben“, so Ratzenberger. „Wenn 
wir die Pflegeeinrichtungen sichern 
wollen, müssen die noch ausstehen­
den Boosterimpfungen jetzt mit ho­
hem Tempo erfolgen.“ 

Die für Januar oder Februar in Aus­
sicht gestellten Termine seien nicht 
nur mit Blick auf das Weihnachtsfest 
verheerend. Wenn aufgrund der dra­
matisch hohen Inzidenzen laut RKI 
Infektionen in Pflegeeinrichtungen 
nicht zu verhindern sind, müsse alles 
getan werden, um die Gefahr schwe­
rer Erkrankungen zu verringern. Boos­
terimpfungen allein durch niederge­
lassene Ärzte reichten bei Weitem 
nicht aus. 

„Sachsen muss umgehend wie­
der mobile Impfteams in die Regionen 
schicken. Die Pflegebedürftigen brau­
chen Vorrang und schnellen Schutz“, 
so Ratzenberger. � (ck)

Corona: Rheinland-Pfalz ändert Verordnung

Impfstatus-Monitoring in Heimen 
Mainz // Rheinland-Pfalz hat seine 
Landesverordnung zur Verhinderung 
der Verbreitung des Coronavirus 
Sars-CoV-2 in Pflegeeinrichtungen 
und Einrichtungen der Behinderten­
hilfe vor dem Hintergrund des geän­
derten Infektionsschutzgesetzes des 
Bundes angepasst.

Die neue Landesverordnung sieht 
für Pflegeeinrichtungen und Einrich­
tungen der Eingliederungshilfe u. a. 
ein Monitoring für den Impfstatus 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern sowie Bewohnerinnen und Be­
wohner in den Einrichtungen vor. 
Künftig müssen die Einrichtungen 
einmal wöchentlich die Gesamtzahl 
der Belegschaft und die Zahl der ge­
impften Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter, der geimpften Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie die Anzahl der 
jeweiligen Auffrischungsimpfungen 

melden. Zudem werden die Einrich­
tungen verpflichtet, den jeweiligen 
prozentualen Anteil der immunisier­
ten Beschäftigten und der Bewohne­
rinnen und Bewohner im Eingangs­
bereich der Einrichtung öffentlich 
bekannt zu geben. „Damit erhalten 
wir einen wichtigen Einblick zum 
Stand der Immunisierung der Ein­
richtungen, der beim Besuch einer 
Einrichtung auch für alle öffentlich 
kommuniziert wird“, sagte der rhein­
land-pfälzische Sozialminister Alex­
ander Schweitzer. Er betonte die gute 
Zusammenarbeit mit den Spitzen­
verbänden der Einrichtungen. „Wir 
stehen im engen Austausch mit den 
Verbänden der Pflege und Eingliede­
rungshilfe und sind uns einig, dass 
wir gemeinsam alles daran setzen 
wollen, Infektionen von vulnerablen 
Menschen zu vermeiden. � (ck)

Höher als in Gesamtbevölkerung

Impfquote in  
Heimen
Magdeburg // In den Pflegeeinrich­
tungen in Sachsen-Anhalt ist der An­
teil der Geimpften insgesamt höher 
als in der Gesamtbevölkerung. 

In ganz Sachsen-Anhalt waren 
nach Angaben des Gesundheitsmi­
nisteriums mit Stand 11. November 
etwa 86 Prozent der Bewohnerinnen 
und Bewohner von Pflegeeinrichtun­
gen vollständig geimpft. Das Gesund­
heitsministerium hatte die Impfsi­
tuation in den Pflegeeinrichtungen 
abgefragt, nachdem Anfang Novem­
ber unter anderem im Altmarkkreis 
Salzwedel und im Burgenlandkreis 
Corona-Ausbrüche in Pflegeheimen 
bekannt wurden. 

Unter den Pflegekräften sind laut 
der Abfrage 74 Prozent vollständig 
geimpft. � (dpa)

PRAXIS-TIPPS

>> Überarbeiten Sie Ihr Hygiene- und Testkonzept in Ihrer Einrichtung.
>> Sensibilisieren Sie Ihre Mitarbeiter:innen und die Angehörigen/

Besucher:innen Ihrer Bewohner:innen. 
>> Beschaffen Sie ausreichend Tests und Personal. Lassen Sie sich Ihre  

außerordentlichen Kosten erstatten. 
>> Kontrollieren Sie den Impf-, Genesenen- und Teststatus Ihrer 

Mitarbeiter:innen sowie der Besucher:innen.
>> Schulen Sie Ihre Mitarbeiter:innen im Umgang mit den Besuchern  

und den Testungen. 
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